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Deutscher Bundestag 
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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Mikrozensusgesetzes und eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesstatistikgesetzes 

A. Zielsetzung  
1. Seit 1957 werden Erhebungen über die Bevölkerung und den 

Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland auf Stichpro-
benbasis durchgeführt. Das geltende Mikrozensusgesetz ord-
nete Erhebungen bis einschließlich 1995 an. Die Ergebnisse 
des Mikrozensus über die wirtschaftliche und soziale Lage der 
Bevölkerung, Familien und Haushalte sowie den Arbeitsmarkt 
werden auch weiterhin als Informationsbasis für Politik, Ver-
waltung, Wirtschaft und Wissenschaft benötigt. 

2. Der Einsatz computergestützter Verfahren bei der Erhebung 
von Bundesstatistiken soll gesetzlich geregelt werden. 

B. Lösung 

1. Der Gesetzentwurf ordnet die Durchführung der Mikrozensus-
erhebungen in den Jahren 1996 bis 2004 an. 

Die zu erfragenden Sachverhalte entsprechen im wesentlichen 
dem Erhebungsprogramm des geltenden Mikrozensusgesetzes. 
Die unterschiedlichen Erhebungszeiträume und Auswahlsätze 
werden auf jeweils zwei Varianten reduziert, verschiedene 
Befragungsteile werden mit dem Erhebungsprogramm der EG

-

Arbeitskräftestichprobe harmonisiert und verschiedene Erhe-
bungsmerkmale (Fragen zur Wohnsituation, Pflegeversiche-
rung und -bedürftigkeit) werden neu bzw. wiederaufgenom-
men. 

2. Ergänzung des Bundesstatistikgesetzes. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

1. Bund und Ländern entstehen mit Ausnahme der einmaligen 
Kosten für die Verbundprogrammierung keine zusätzlichen 

Kosten. 

2. Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (132) - 200 00 - Mi 14/95 
Bonn, den 27. November 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Mikrozensusgesetzes und eines Gesetzes zur Änderung des Bundesstatistikgeset-
zes mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 691. Sitzung am 24. November 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Mikrozensusgesetzes und eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesstatistikgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Durchführung einer 
Repräsentativstatistik über die Bevölkerung 

und den Arbeitsmarkt 
sowie die Wohnsituation der Haushalte 

(Mikrozensusgesetz) 

§1 

Art und Zweck der Erhebung 

(1) Über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt so-
wie die Wohnsituation der Haushalte werden in den 
Jahren 1996 bis 2004 Erhebungen auf repräsentativer 
Grundlage (Mikrozensus) als Bundesstatistik durch-
geführt. 

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statistische An-
gaben in tiefer fachlicher Gliederung über die Bevöl-
kerungsstruktur, die wirtschaftliche und soziale Lage 
der Bevölkerung, der Familien und der Haushalte, 
den Arbeitsmarkt, die berufliche Gliederung und die 
Ausbildung der Erwerbsbevölkerung sowie die 
Wohnverhältnisse bereitzustellen. 

§2 

Erhebungseinheiten und Stichprobenauswahl 

(1) Erhebungseinheiten sind Personen, Haushalte 
und Wohnungen. Sie werden durch mathematische 
Zufallsverfahren auf der Grundlage von Flächen oder 
vergleichbarer Bezugsgrößen (Auswahlbezirk) aus-
gewählt. Jährlich wird mindestens ein Viertel der 
Auswahlbezirke durch neu in die Auswahl einzube-
ziehende Auswahlbezirke ersetzt. 

(2) Einen Haushalt bilden alle Personen, die ge-
meinsam wohnen und wirtschaften. Wer allein wirt-
schaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Personen 
mit mehreren Wohnungen werden in jeder ausge-
wählten Wohnung einem Haushalt zugeordnet. 

§3 

Periodizität 

In den Auswahlbezirken werden die Erhebungen 
in bis zu vier aufeinanderfolgenden Jahren durchge-
führt.  

§4 

Erhebungsmerkmale 

(1) Folgende Erhebungsmerkmale werden jährlich 
ab 1996 erfragt: 

1. mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Be-
völkerung 

a) Gemeinde; Gemeindeteil; Nutzung der Woh-
nung als alleinige Wohnung, Haupt- oder Ne-
benwohnung; Zahl der Haushalte in der Woh-
nung und der Personen im Haushalt; Woh-
nungs- und Haushaltszugehörigkeit sowie Fa-
milienzusammenhang; Wohn- und Lebensge-
meinschaft; Veränderung der Haushaltsgröße 
und -zusammensetzung seit der letzten Befra-
gung; Baualtersgruppe der Wohnung; leerste-
hende Wohnung; Geschlecht; Geburtsjahr und 
-monat; Familienstand ; Eheschließungsjahr; 
Staatsangehörigkeiten; 

b) Art  des Versicherungsverhältnisses (pflicht-, 
freiwillig versichert) und Zweig der gesetzli-
chen Rentenversicherung zur Zeit der Erhe-
bung und in den letzten zwölf Monaten davor; 
Zahlung von Beiträgen in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung seit dem 1. Januar 1924; in den 
Jahren 1996 bis 1998: Zugehörigkeit zur sozia-
len oder privaten Pflegeversicherung sowie son-
stiger Anspruch auf Versorgung mit Pflegelei-
stungen; zusätzlicher p rivater Pflegeversiche-
rungsschutz; 

c) Art des überwiegenden Lebensunterhaltes (Er-
werbstätigkeit; Arbeitslosengeld, -hilfe; Rente, 
Pension; Unterhalt durch Eltern, Ehegatten oder 
andere; eigenes Vermögen, Vermietung, Zin-
sen, Altenteil; Sozialhilfe; sonstige Unter-
stützungen); Art der öffentlichen Renten oder 
Pensionen, untergliedert nach eigener oder 
Witwen-, Waisenrente, -pension (Arbeiterren-
tenversicherung; Knappschaftliche Rentenver-
sicherung; 	Angestelltenrentenversicherung; 
Pension; Kriegsopferrente; Unfallversicherung; 
Rente aus dem Ausland; übrige öffentliche Ren-
te); A rt  der sonstigen öffentlichen und privaten 
Einkommen (Wohngeld; Sozialhilfe; BAföG; 
sonstige öffentliche Unterstützung; Betriebsren-
te; Altenteil; eigenes Vermögen, Zinsen; Lei-
stungen aus der Lebensversicherung; Leistun-
gen aus einer Pflegeversicherung; Vermietung, 
Verpachtung; p rivate Unterstützungen); Höhe 
des monatlichen Nettoeinkommens sowie des 
monatlichen Haushaltsnettoeinkommens nach 
Einkommensklassen in einer Staffelung von 
mindestens 300 DM; 
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d) höchster Schulabschluß an allgemeinbildenden 
Schulen; höchster beruflicher Ausbildungsab-
schluß oder Hochschulabschluß; 

e) gegenwärtiger Besuch von Hochschule, Schule, 
Kindergarten/-krippe/-hort; Art der gegenwär-
tig besuchten Hochschule oder Schule; 

f) regelmäßige oder gelegentliche Tätigkeit; ge-
ringfügige Beschäftigung; Arbeitsuche; 

g) für Erwerbstätige: 
normalerweise geleistete wöchentliche Arbeits-
zeit (nach Stunden und Tagen) und tatsächlich 
in der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit 
(nach Stunden und Tagen) sowie arbeitsmarkt-
bezogene Gründe und andere Ursachen für den 
Unterschied; Vollzeit- oder Teilzeittätigkeit; Ur-
sachen einschließlich der arbeitsmarktbezoge-
nen Gründe für Teilzeittätigkeit; befristeter oder 
unbefristeter Arbeitsvertrag; Ursachen eines 
befristeten Arbeitsvertrages; Gesamtdauer der 
befristeten Tätigkeit; Wirtschaftszweig des Be-
triebes; ausgeübter Beruf sowie Stellung im Be-
ruf; Berufs- und Betriebswechsel; Jahr und Mo-
nat des Beginns der Tätigkeit beim derzeitigen 
Arbeitgeber oder als Selbständiger; zweite Er-
werbstätigkeit; 

h) bei zweiter Erwerbstätigkeit: 
regelmäßige oder gelegentliche Tätigkeit; Wi rt

-schaftszweig des Betriebes; ausgeübter Beruf 
sowie Stellung im Beruf; normalerweise gelei-
stete wöchentliche Arbeitsstunden; tatsächlich 
in der Berichtswoche geleistete Arbeitsstunden; 

i) für Arbeitslose und Arbeitsuchende: 
Bezug von Arbeitslosengeld, -hilfe; Art, Anlaß 
und Dauer der Arbeitsuche; Art und Umfang 
der gesuchten Tätigkeit; Zeitpunkt des letzten 
Kontakts mit einer öffentlichen Arbeitsvermitt-
lung; Verfügbarkeit für eine neue Arbeitsstelle; 
Gründe für die Nichtverfügbarkeit (Krankheit, 
Ausbildung, bestehende Tätigkeit und andere 
Gründe); Erwerbs- oder sonstige Tätigkeit vor 
der Arbeitsuche; 

j) für Nichterwerbspersonen: 
Wunsch nach einer Erwerbstätigkeit; Verfüg-
barkeit für die Aufnahme einer Erwerbstätig-
keit; Gründe für die Nichtverfügbarkeit (Krank-
heit, Ausbildung und andere Gründe); Situation 
der Nichterwerbspersonen; 

k) bei Ausländern: 
Aufenthaltsdauer; 

2. mit einem Auswahlsatz von im Bundesdurch-
schnitt bis 0,5 vom Hundert der Bevölkerung 

a) berufliche Aus- und Fortbildung, Umschulung 
gegenwärtig oder in den letzten vier Wochen 
und im letzten Jahr; Gesamtdauer, Art, Zweck 
und Träger der beruflichen Aus- und Fortbil-
dung sowie Umschulung; übliche Zahl der Aus-
bildungsstunden; allgemeine Weiterbildung im 
letzten Jahr; 

b) für Erwerbstätige: 
Schichtarbeit; Samstags-, Sonn-/Feiertagsar

-

beit; Nachtarbeit; durchschnittlich je Nacht ge

-

leistete Arbeitsstunden; Abendarbeit; Betriebs-
größe; Lage der Arbeitsstätte (Staat, Region); 
Erwerbstätigkeit zu Hause; 

c) für Nichterwerbstätige: 
Frühere Erwerbstätigkeit; Zeitpunkt der Been-
digung der letzten Tätigkeit; arbeitsmarktbezo-
gene und andere Beendigungsgründe für die 
letzte Tätigkeit; Wirtschaftszweig und Stellung 
im Beruf der letzten Tätigkeit; ausgeübter Beruf 
der letzten Erwerbstätigkeit; arbeitsmarktbezo-
gene und andere Gründe für die Nichtarbeitsu-
che; 

d) Situation ein Jahr vor der Erhebung: 
Wohnsitz (Staat, Region); Nichterwerbstätig-
keit, Erwerbstätigkeit und Stellung im Beruf, 
Wirtschaftszweig; 

e) in den Jahren 1996 bis 1998: A rt  und Umfang 
einer Pflegebedürftigkeit; Leistungen einer 
Pflegeversicherung. 

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1996 
mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Be-
völkerung im Abstand von vier Jahren erfragt: 

1. a) Jahr des höchsten beruflichen Ausbildungs-
oder Hochschulabschlusses; Hauptfachrichtung 
eines Hochschulabschlusses; 

b) Gemeinde, von der aus der Weg zur Arbeits-
oder Ausbildungsstätte vorwiegend angetreten 
wird; Lage der Arbeits- oder Ausbildungsstätte; 
hauptsächlich benutztes Verkehrsmittel; Entfer-
nung für den Weg zur Arbeits- oder Ausbil-
dungsstätte; Zeitaufwand für den Weg zur Ar-
beits- oder Ausbildungsstätte; 

2. bei Ausländern: 
Zahl und Alter der im Ausland lebenden Kinder; 
im Ausland lebender Ehegatte oder Eltern; 

3. für Erwerbstätige: 
überwiegend ausgeübte Tätigkeit; Betriebs-/ 
Werksabteilung; Stellung im Bet rieb; 

4. bei zweiter Erwerbstätigkeit: 
normalerweise geleistete wöchentliche Arbeits-
tage; tatsächlich in der Berichtswoche geleistete 
Arbeitstage. 

(3) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1997 
mit einem Auswahlsatz von im Bundesdurchschnitt 
bis 0,5 vom Hundert der Bevölkerung im Abstand 
von vier Jahren erfragt: 

1. Bestehen und Höhe einer Lebensversicherung 
nach Versicherungssummenklassen; 

2. für Erwerbstätige: 

a) Art der geleisteten Schichtarbeit; A rt  der be-
trieblichen Altersversorgung; 

b) vermögenswirksame Leistungen und angeleg-
ter Gesamtbetrag. 

(4) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1998 
mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Be-
völkerung im Abstand von vier Jahren erfragt: 

1. Art und Größe des Gebäudes mit Wohnraum; Bau-
altersgruppe; Fläche der gesamten Wohnung; 
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Nutzung der Wohnung als Eigentümer, Hauptmie-
ter oder Untermieter; Eigentumswohnung; Ein-
zugsjahr des Haushalts; Ausstattung der Wohnung 
mit Heiz- und Warmwasserbereitungsanlagen 
nach einzelnen Energieträgersystemen; 

2. bei vermieteten Wohnungen: 
Höhe der monatlichen Mieten und der Nebenko-
sten; Ermäßigung, Verbilligung oder Wegfall der 
Miete. 

(5) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1999 
im Abstand von vier Jahren erfragt: 

1. mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Be-
völkerung 

Zugehörigkeit zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach Kassenarten, 

Zugehörigkeit zur p rivaten Krankenversicherung 

sowie sonstiger Anspruch auf Krankenversorgung; 
Art  des Krankenversicherungsverhältnisses; zu-
sätzlicher privater Krankenversicherungsschutz; 
Zugehörigkeit zur sozialen oder p rivaten Pflege-
versicherung sowie sonstiger Anspruch auf Versor-
gung mit Pflegeleistungen; zusätzlicher p rivater 
Pflegeversicherungsschutz; 

2. mit einem Auswahlsatz von im Bundesdurch-
schnitt bis 0,5 vom Hundert der Bevölkerung 

Dauer einer Krankheit oder Unfallverletzung; A rt 
 des Unfalls; Art  der Behandlung; Gesundheitsvor-

sorge (Impfschutz); Krankheitsrisiken, gegliedert 
nach Rauchgewohnheiten; Körpergröße und Ge-
wicht; amtlich anerkannte Behinderteneigen-
schaft; Grad der Behinderung; Art und Umfang ei-
ner Pflegebedürftigkeit; Leistungen einer Pflege-
versicherung. 

§5 

Hilfsmerkmale 

(1) Hilfsmerkmale sind: 

1. Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitglieder; 

2. Telefonnummer; 

3. Straße, Hausnummer, Lage der Wohnung im Ge-
bäude; 

4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers; 

5. Name der Arbeitsstätte. 

(2) Das Hilfsmerkmal nach Absatz 1 Nr. 5 darf nur 
zur Überprüfung der Zuordnung der Erwerbstätigen 
zu Wirtschaftszweigen verwendet werden. 

§6 

Erhebungsbeauftragte 

(1) Für die Erhebung werden ehrenamtliche Erhe-
bungsbeauftragte eingesetzt. Sie dürfen nicht in der 
unmittelbaren Nähe ihrer Wohnung eingesetzt wer-
den (Nachbarschaft). Die Erhebungsbeauftragten 
sind berechtigt, in die Erhebungsunterlagen die An-
gaben zu den Hilfsmerkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1,  

3 und 4, Angaben zur Zahl der Haushalte in der Woh-
nung und der Personen im Haushalt sowie das Leer-
stehen der Wohnung selbst einzutragen. Dies gilt 
auch für weitere Eintragungen in die Erhebungsun-
terlagen, soweit die Auskunftspflichtigen einverstan-
den sind. 

(2) Die Erhebungsbeauftragten erhalten für die eh-
renamtliche Tätigkeit eine Entschädigung, die als 
steuerfreie Aufwandsentschädigung im Sinne des § 3 
Nr. 12 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes gilt. 

§7 

Auskunftspflicht 

(1) Für die Erhebungen besteht Auskunftspflicht, 
soweit in Absatz 4 nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. zu den Merkmalen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a bis j, Nr. 2 Buchstabe a bis c, Abs. 2 
Nr. 3 und 4, Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe a, Abs. 5 Nr. 1 
sowie § 5 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 5 alle Volljährigen 
oder einen eigenen Haushalt führenden Minder-
jährigen, auch für minderjährige Haushaltsmit-
glieder. Für volljährige Haushaltsmitglieder, die 
wegen einer Behinderung selbst nicht Auskunft 
geben können, ist jedes andere auskunftspflichti-
ge Haushaltsmitglied auskunftspflichtig. In Ge-
meinschafts- und Anstaltsunterkünften ist für Per-
sonen, die wegen einer Behinderung oder Minder-
jährigkeit selbst nicht Auskunft geben können, 
der Leiter der Einrichtung auskunftspflichtig. Die 
Auskunftspflicht für Dritte erstreckt sich auf die 
Sachverhalte, die dem Auskunftspflichtigen be-
kannt sind. Sie entfällt, wenn die Auskünfte durch 
eine Vertrauensperson erteilt werden; 

2. zu den Merkmalen nach § 4 Abs. 4 sowie § 5 Abs. 1 
Nr. 4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die nach 
Nummer 1 Auskunftspflichtigen; 

3. anstelle von aus dem Auswahlbezirk fortgezoge-
nen Auskunftspflichtigen die nach Beginn der Er-
hebung zugezogenen Personen. 

(3) Zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 3 
und 4 sind die Angaben von den angetroffenen Aus-
kunftspflichtigen auch für andere in derselben Woh-
nung wohnende Personen mitzuteilen. 

(4) Die Auskünfte über die Merkmale Eheschlie-
ßungsjahr sowie Wohn- und Lebensgemeinschaft in 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a sowie die Merkmale 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d nach Vollendung 
des 51. Lebensjahres und Buchstabe k, Nr. 2 
Buchstabe d und e, Abs. 2 Nr. 1 und 2, Abs. 3 Nr. 1 
und Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 5 Nr. 2 und § 5 Abs. 1 
Nr. 2 sind freiwillig. 

§8 

Art der Auskunftserteilung 

(1) Die Angaben zu den §§ 4 und 5 können münd-
lich gegenüber den Erhebungsbeauftragten oder 
schriftlich beantwortet werden. Die Angaben zu den 
Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4, die Zahl 
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der Haushalte in der Wohnung und die Zahl der Per-
sonen im Haushalt sind auf Verlangen den Erhe-
bungsbeauftragten mündlich mitzuteilen. 

(2) Bei schriftlicher Auskunftserteilung sind die 
ausgefüllten Erhebungsvordrucke 

1. unverzüglich den Erhebungsbeauftragten auszu-
händigen oder in verschlossenem Umschlag zu 
übergeben oder 

2. innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelle 
abzugeben oder dorthin zu übersenden. Bei Abga-
be in verschlossenem Umschlag sind Vor- und Fa-
milienname, Gemeinde, Straße und Hausnummer 
auf dem Umschlag anzugeben. 

§9 

Trennung und Löschung 

(1) Die Hilfsmerkmale nach § 5 sind vor der Über-
nahme der Erhebungsmerkmale auf die für die ma-
schinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datenträ-
ger von diesen zu trennen und gesondert aufzube-
wahren. 

(2) Die Erhebungsunterlagen einschließlich der 
Hilfsmerkmale sind nach Abschluß der Aufbereitung 
der letzten Erhebung nach § 3 zu vernichten. 

(3) Die zur Kennzeichnung statistischer Zusam-
menhänge (Auswahlbezirks-, Gebäude-, Wohnungs- 
und Haushaltszugehörigkeit) verwendeten Ord-
nungsnummern dürfen auf die für die maschinelle 
Weiterverarbeitung bestimmten Datenträger über-
nommen werden. Sie sind nach Abschluß der Aufbe-
reitung der letzten Erhebung nach § 3 zu löschen. 

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Stra-
ße, Hausnummer der befragten Personen dürfen 
auch im Haushaltszusammenhang für die Durchfüh-
rung von Folgebefragungen nach § 3 verwendet wer-
den. Die in Satz 1 genannten Merkmale dürfen auch 
als Grundlage für die Gewinnung geeigneter Perso-
nen und Haushalte zur Durchführung der Statistik 
der Wirtschaftsrechnungen p rivater Haushalte und 
anderer Erhebungen auf freiwilliger Basis verwendet 
werden. 

§ 10 

Die §§ 23 und 24 des Bundesstatistikgesetzes fin-
den keine Anwendung. 

§ 11 

Datenübermittlung 

(1) Für die Durchführung der Erhebungen ein-
schließlich ihrer methodischen Auswertung übermit-
teln die Meldebehörden den statistischen Ämtern der 
Länder auf Verlangen die Daten der Einwohner, die 
in den Auswahlbezirken nach § 2 Abs. 1 wohnen: 

1. Vor- und Familienname, 

2. Geburtsjahr und -monat, 

3. Geschlecht, 

4. Staatsangehörigkeit, 

5. Familienstand, 

6. bei mehreren Wohnungen: Hauptwohnung. 

(2) Zur Ermittlung von Auswahlbezirken dürfen 
folgende auf der Grundlage des Zweiten Gesetzes 
über die Durchführung von Statistiken der Bautätig-
keit und die Fortschreibung des Gebäudebestandes 
vom 27. Juli 1978 (BGBl. I S. 1118) nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhobene Angaben über Gebäude 
mit Wohnraum vom Statistischen Bundesamt und 
den statistischen Ämtern der Länder genutzt werden: 
Lage des Baugrundstücks, A rt  und Flächen der Ge-
bäude sowie Zahl der Wohneinheiten. 

§ 12 

Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte 
in den Europäischen Gemeinschaften 

(1) Die §§ 2 bis 9. finden entsprechende Anwen-
dung auf die durch unmittelbar geltende Rechtsakte 
der Europäischen Gemeinschaften angeordneten 
Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte, soweit 
die Merkmale dieses Gesetzes mit den Merkmalen 
der Stichprobenerhebungen übereinstimmen und 
sich aus den Rechtsakten der Europäischen Gemein-
schaften nichts anderes ergibt. 

(2) Soweit Merkmale der Stichprobenerhebungen 
über Arbeitskräfte die Merkmale nach Absatz 1 über-
schreiten, sind die Auskünfte freiwillig. Die §§ 2 bis 9 
finden mit Ausnahme der Vorschriften über die Aus-
kunftspflicht entsprechende Anwendung. 

(3) Die Erhebungen nach diesem Gesetz und die 
Stichprobenerhebungen nach den Absätzen 1 und 2 
können bei den ausgewählten Haushalten und Per-
sonen zur gleichen Zeit mit gemeinsamen, sich er-
gänzenden Erhebungsunterlagen durchgeführt und 
gemeinsam ausgewertet werden. 

Artikel 2 

Gesetz zur Änderung des Bundesstatistikgesetzes 

Das Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462, 565), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 6 Abs. 36 des Gesetzes vom 
27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378), wird wie folgt 
geändert: 

Es wird folgender § 11 a neu eingefügt: 

„§ 11 a 

Computergestützte Erhebungsverfahren 

(1) Bundesstatistiken können mit computergestütz-
ten Erhebungsverfahren durchgeführt werden. 

(2) Werden Bundesstatistiken computergestützt 
durchgeführt, können die Antworten auch schriftlich 
erteilt werden, soweit in einer besonderen Regelung 
in einer eine Bundesstatistik anordnenden Rechtsvor-
schrift nichts anderes bestimmt ist. " 
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Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Durchfüh-
rung einer Repräsentativstatistik über die Bevölke-
rung und den Arbeitsmarkt vom 10. Juni 1985 
(BGBl. I S. 955), geändert durch das Gesetz vom 
17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2837), außer Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

1. Mikrozensusgesetz 

1.1 Das geltende Mikrozensusgesetz vom 10. Juni 
1985 (BGBl. I S. 955), geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2837), ordnet Erhebungen bis 1995 an. Der Ge-
setzentwurf sieht die Fortführung des Mikrozen-
sus für weitere neun Jahre vor. 

Der Mikrozensus wird seit 1957 als Haushalts-
stichprobe über die Bevölkerung und den Ar-
beitsmarkt durchgeführt. Seine Hauptaufgabe ist 
es, umfassende, aktuelle und zuverlässige Ergeb-
nisse über die Bevölkerungsstruktur, die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Bevölkerung, 
der Familien und Haushalte, die Erwerbstätig-
keit, Arbeitsuche, Ausbildung und Wohnverhält-
nisse für Parlamente, Regierungen und Verwal-
tung in Bund und Ländern bereitzustellen. Die 
Gestaltung des Mikrozensus als repräsentative 
Mehrzweckstichprobe ermöglicht eine vielfältige 
Kombination seiner einzelnen Erhebungsteile 
und die Erfüllung komplexer Informationsanfor-
derungen. Die regelmäßige Erhebung und seine 
Anlage als Verlaufserhebung erlauben, Verände-
rungen der wirtschaftlichen und sozialen Ver-
hältnisse schnell festzustellen und auch längerfri-
stige Entwicklungen zu untersuchen. Aufgrund 
der mannigfaltigen Auswertungsmöglichkeiten, 
die der Mikrozensus als Mehrzweckstichprobe 
bietet, werden nicht nur eine größere Zahl spe-
zieller Stichproben vermieden und auf diese Wei-
se die Befragten entlastet, sondern auch die Ko-
sten reduziert, ein besonderer Vorzug der Erhe-
bung, der vor allem in Zeiten knapper Haushalts-
mittel an Bedeutung gewinnt. 

Im Gesamtsystem der amtlichen Statistik stellt 
der Mikrozensus einen wesentlichen Baustein 
dar; er ist die einzige laufende Haushalts- und 
Familienstatistik. Die Ergebnisse des Mikrozen-
sus sind nicht allein für staatliche Stellen eine 
wichtige Informationsquelle, sondern auch für 
Wissenschaft und Forschung, Wirtschaft, Verbän-
de sowie sonstige politische und gesellschaftliche 
Institutionen. 

1.2 Die bisherige Konzeption des Mikrozensus hat 
sich in ihren grundlegenden inhaltlichen, stich-
probenmethodischen und organisatorischen 
Komponenten bewährt. Der Gesetzentwurf sieht 
daher eine Beibehaltung der konzeptionellen 
Grundelemente des Mikrozensus vor, gleichzei-
tig seine Weiterentwicklung als moderne, be-
darfsorientierte Erhebung, die veränderten Rah-
menbedingungen sowie Änderungen des Infor-
mationsbedarfs Rechnung trägt, zugleich die Be

-

fragten entlastet und den Erhebungsaufwand 
vermindert. 

a) Gegenüber dem bisherigen Erhebungskon-
zept werden Auswahlsatz und Erhebungszeit-
räume auf jeweils zwei Varianten beschränkt 
und eine weitgehende Harmonisierung der 
Merkmale des Mikrozensus mit den Merkma-
len der EG-Arbeitskräftestichprobenerhebung 
vorgenommen, die weiterhin in Kombination 
mit dem Mikrozensus durchgeführt werden 
soll und durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 3711/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 
erhebliche Änderungen erfahren hat. 

Das Grundprogramm des Mikrozensus wird - 
wie bisher - jährlich erhoben, gemeinsam mit 
der EG-Arbeitskräftestichprobe, die gemäß der 
EG-Verordnung jährlich durchzuführen ist. 

Das aus vier unterschiedlichen Erhebungstei-
len bestehende Zusatzprogramm des Mikro-
zensus soll jeweils mit vierjährlicher (bisher 
zwei- bzw. dreijährlich) Pe riodizität erfragt 
werden, d. h. im Vierjahresrhythmus wird pro 
Erhebungsjahr neben dem Grundprogramm 
ein wechselndes Zusatzprogramm erhoben. 

Der Auswahlsatz von 1 v. H. im Grundprogramm 
und für verschiedene Merkmale des Zusatz-
programms ist unbedingt erforderlich, um Er-
gebnisse zu erhalten, die möglichst genau den 
wahren Wert wiedergeben sowie Nachweisun-
gen in tiefer fachlicher und regionaler Gliede-
rung erlauben. Für Merkmale, bei denen auf 
eine tiefere Gliederung verzichtet werden 
kann, ist nur noch ein niedrigerer Auswahlsatz 
von höchstens 0,5 v. H. im Bundesdurchschnitt 
vorgesehen. Dieser Auswahlsatz steht im Ein-
klang mit den in der EG-Verordnung zur 
Durchführung der Stichprobenerhebung über 
Arbeitskräfte vorgeschriebenen Genauigkeits-
anforderung auf Regierungsbezirksebene. 

b) Die Fragen zur Wohnsituation sollen wieder-
aufgenommen werden, da aktuelle und regio-
nalisierbare Grunddaten über die Wohnungs-
versorgung der Haushalte und die Mietent-
wicklung für die Wohnungspolitik notwendig 
sind. 

c) Um ausreichend zuverlässige Ergebnisse zu 
erhalten, die die tatsächlichen Gegebenheiten 
so realitätsgetreu wie möglich widerspiegeln, 
ist grundsätzlich für das Grundprogramm und 
einen Teil des Zusatzprogramms die Beibehal-
tung der Auskunftspflicht erforderlich. 

Aufgrund der Untersuchungen zur freiwilligen 
Auskunftserteilung in den Jahren 1985 bis 
1987 stellte der wissenschaftliche Beirat für 
Mikrozensus und Volkszählung in seinem Be- 
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richt „Mikrozensus im Wandel" fest, daß zur 
Erfüllung der Grundfunktionen des Mikrozen-
sus auf die Auskunftspflicht für das Kernpro-
gramm nicht verzichtet werden kann. 

Auch nachfolgende Untersuchungen des Sta-
tistischen Bundesamtes erbrachten, daß bei 
den freiwilligen Fragen Antwortausfälle zu 
verzeichnen sind, die den Genauigkeitsgrad 
der Ergebnisse mindern. Die Informationsaus-
fälle lassen sich nach dem derzeitigen Er-
kenntnisstand mangels geeigneter statisti-
scher Korrekturverfahren nicht ausgleichen. 

Diese Ergebnisse stehen einer Erweiterung 
der Freiwilligkeit entgegen. 

d) Die Bußgeldvorschriften des Bundesstatistik-
gesetzes sollen, wie bereits durch das Mi-
krozensusänderungsgesetz 1990 angeordnet, 
nicht zur Anwendung kommen. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß die Antworten auch 
ohne Bußgeldbewehrung erteilt werden. Erfor-
derlichenfalls können die statistischen Ämter 
der Länder als durchführende Stellen die Aus-
künfte im Wege des Verwaltungszwangsver-
fahrens gemäß den landesrechtlichen Bestim-
mungen durchsetzen. 

2. Bundesstatistikgesetz 

Im Zuge der technischen Entwicklung werden 
bei der Erhebung von Bundesstatistiken künftig 
zunehmend computergestützte Verfahren, z. B. 
Einsatz tragbarer Kleincomputer, computerge-
stützte fernmündliche Befragungen, eingesetzt 
werden. Das Bundesstatistikgesetz soll daher 
durch eine Vorschrift ergänzt werden, die diese 
Form der Erhebung regelt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Das Mikrozensusgesetz sieht wie seine Vorläufer ver-
schiedene Periodizitäten und Auswahlsätze vor. 
Diese Differenzierung resultiert aus der Abwägung 
der Anforderungen, einerseits möglichst aktuelle An-
gaben mit hoher Genauigkeit in tiefer, fachlicher und 
teilweise regionaler Untergliederung zu gewährlei-
sten und andererseits die Belastung der Auskunfts-
pflichtigen sowie die Kosten der Erhebung zu be-
grenzen. 

Zu § 1 

Zu Absatz 1 

Die Durchführung des Mikrozensus wird für weitere 
neun Jahre angeordnet. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift bestimmt die wichtigsten Verwen-
dungszwecke des Mikrozensus. 

Zu §2 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt, welche Erhebungseinheiten für 
die Mikrozensuserhebung herangezogen werden 
können und wie ihre Auswahl erfolgt. 

Die Erhebungseinheiten werden nach den Prinzi-
pien der Flächenstichprobe ausgewählt. Die Fest-
legung der Auswahlbezirke erfolgt nach einem 
mathematischen Zufallsverfahren. Danach kann 
jede Wohnung und damit jeder Haushalt und jede 
Person mit gleicher Wahrscheinlichkeit in die Stich-
probe gelangen. 

In die Erhebung sind alle im Auswahlbezirk leben-
den Personen, mit Ausnahme der Angehörigen aus-
ländischer Streitkräfte, diplomatischer oder berufs-
konsularischer Vertretungen, einzubeziehen. 

Der Haushalt und die Haushaltszugehörigkeit sind 
wichtige Faktoren für die Beschreibung und Analyse 
der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse und 
daher im Rahmen der Erhebung unverzichtbar. 

Die Haushaltszugehörigkeit wird nicht dadurch auf-
gehoben, daß Personen aus beruflichen oder sonsti-
gen Gründen (z. B. gesundheitlichen) am Stichtag 
vorübergehend abwesend sind. Nur vorübergehend, 
z. B. besuchsweise, im Haushalt anwesende Perso-
nen gehören nicht zum Haushalt. 

Unter einer Wohnung sind nach außen abgeschlos-
sene, zu Wohnzwecken bestimmte, zusammenlie-
gende Räume in Gebäuden und bewohnten Unter-
künften zu verstehen, die die Führung eines eigenen 
Haushaltes ermöglichen. 

Die Erhebung in den Auswahlbezirken wird einmal 
jährlich durchgeführt, dabei wird mindestens ein 
Viertel der Auswahlbezirke durch neu in die Aus-
wahl einzubeziehende Auswahlbezirke ersetzt. Die-
ses Rotationsverfahren gewährleistet einen hohen 
Genauigkeitsgrad der Ergebnisse und ermöglicht 
die Durchführung von Verlaufsanalysen, d. h. die 
Feststellung von Veränderungen zwischen den ein-
zelnen Erhebungen bis zu einem Zeitraum von vier 
Jahren. 

Zu Absatz 2 

Dieser Absatz enthält eine Definition des Haushalts. 
Zu den Mehrpersonenhaushalten zählen neben den 
Familien auch andere Lebens- und Wirtschaftsge-
meinschaften. Mitglieder von Wohngemeinschaften, 
die allein wirtschaften, bilden dagegen einen eige-
nen Haushalt. 

Zu §3 

Um die Belastung der Befragten möglichst gering zu 
halten, wird festgelegt, daß die Erhebungen höch-
stens in bis zu vier aufeinanderfolgenden Jahren im 
gleichen Auswahlbezirk durchgeführt werden. 
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Zu §4 

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1 Buchstabe a 

Die Vorschrift bestimmt die grundlegenden demo-
graphischen Erhebungsmerkmale, die insbesondere 
als Basis für die Auswertungen der anderen Erhe-
bungsteile des Mikrozensus dienen. 

Aussagen über die Bevölkerung im Wohnungs-, 
Haushalts- und Familienzusammenhang sind we-
sentliches Auswertungsziel des Mikrozensus. Der Fa-
milienzusammenhang gibt u. a. Aufschluß über das 
Zusammenwohnen von Eltern, Kindern und ggf. wei-
terer Generationen und über Alleinerziehende. Ne- 
ben den traditionellen sind auch neue Lebens- und 
Wohngemeinschaften zu berücksichtigen, die in letz-
ter Zeit immer stärker an Bedeutung gewinnen. An-
gaben über die Veränderung der Haushaltsgröße 
und -zusammensetzung seit der letzten Befragung 
sind erforderlich, um Veränderungen zwischen den 
einzelnen Erhebungszeitpunkten festzustellen und 
ein wichtiger Baustein für Verlaufsuntersuchungen. 
Für eine stärkere Regionalisierung der statistischen 
Ergebnisse sind neben der Gemeinde auch der Ge-
meindeteil für die Bildung regional gegliederter Ag-
gregate notwendig. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b 

Wie bisher sollen mit den Angaben zur freiwilligen 
oder Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung alle Gruppen von Beitragszahlern 
ermittelt werden, um dadurch ein differenziertes Ge-
samtbild aller Anspruchsberechtigten zu erhalten. 
Diese Angaben sollen in vierjährlichen Abständen 
um Angaben zur privaten Altersversorgung (z. B. Le-
bensversicherung, betriebliche Altersvorsorge) er-
gänzt werden (vgl. dazu Absatz 3). 

Die Fragen zur sozialen Sicherheit werden durch die 
gegenüber dem Vorläufergesetz neu aufgenomme-
nen Erhebungsmerkmale zur Zugehörigkeit zur so-
zialen oder privaten Pflegeversicherung sowie sonsti-
ger Anspruch auf Versorgung mit Pflegeleistungen 
und zusätzlichem privaten Pflegeversicherungs-
schutz erweitert. Diese Angaben werden in den Jah-
ren 1996 bis 1998 jährlich erhoben, da zur Umset-
zung und Weiterentwicklung der Pflegeversicherung 
möglichst umfassende Datengrundlagen unverzicht-
bar sind, wenn in den ersten Jahren nach dem In-
krafttreten der Pflegeversicherung eine politische 
Steuerung dieser neu eingeführten Sozialversiche-
rung auf sicheren Erkenntnisgrundlagen möglich 
sein soll. Ab 1999 werden diese Erhebungsmerkmale 
im Abstand von vier Jahren erfragt (vgl. § 4 Abs. 5 
Nr. 1). 

Zu Nummer 1 Buchstabe c 

Zum Grundprogramm des Mikrozensus gehören wie 
bisher Fragen über den Lebensunterhalt der Bevöl-
kerung, die für eine differenzie rte Analyse der wirt-
schaftlichen Situation der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten und der übrigen Erwerbstätigen so-
wie auch der Arbeitsuchenden, Rentner und anderen 
Bevölkerungsgruppen unentbehrlich sind. 

Zu Nummer 1 Buchstabe d und e 

Angaben über die Ausbildung werden als Datenba-
sis für die Bildungsplanung benötigt. Die Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit oder die Erwerbslosigkeit 
werden von dem schulischen oder beruflichen Aus-
bildungsabschluß wesentlich mitbestimmt. Zusam-
men mit den Angaben über die Erwerbsbeteiligung 
geben die bildungsstatistischen Daten Aufschluß 
über die verschiedenen Übergänge vom Bildungs- in 
das Beschäftigungssystem. 

Die Angaben über den Besuch von Kindergärten, 
-krippen und -horten sind in Verbindung mit weite-
ren familienstatistischen Angaben Grundlage für die 
Beurteilung von Zusammenhängen zwischen fami-
liärer Situation und Erwerbstätigkeit. 

Zu Nummer 1 Buchstabe f bis h 

Um die Situation auf dem Arbeitsmarkt und die fort-
schreitende Flexibilisierung von Arbeit und Arbeits-
zeit differenziert analysieren zu können, haben Infor-
mationen über die Ausübung regelmäßiger und gele-
gentlicher Tätigkeiten, geringfügiger Beschäftigung 
sowie über die normalerweise und tatsächlich gelei-
steten wöchentlichen Arbeitszeiten besondere Be-
deutung. Entsprechendes gilt für die Fragen zur Voll-
zeit- oder Teilzeittätigkeit sowie zur bef risteten Tätig-
keit, die im Hinblick auf die gegenwärtige Situation 
auf dem Arbeitsmarkt sowie der sozialen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Haushalte von erhebli-
cher Relevanz sind. 

Aus den Angaben zum ausgeübten Beruf, der Stel-
lung im Betrieb, dem Wirtschaftszweig des Bet riebes 
sowie dem Berufs- und Betriebswechsel können die 
zur Beurteilung des Arbeitsmarkts benötigten Infor-
mationen über die von den Erwerbstätigen ausgeüb-
ten Tätigkeiten und den beruflichen Strukturwandel 
gewonnen werden. Die Angaben zur zweiten Er-
werbstätigkeit werden benötigt, um die sozio-ökono-
mische Struktur des betroffenen Personenkreises er-
mitteln und Berechnungen des jährlichen Arbeitsvo-
lumens und der Produktivität durchführen zu kön-
nen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe i 

Wie bisher werden Angaben über Bezug von Ar-
beitslosengeld bzw. -hilfe sowie zur Arbeitsuche er-
hoben. Diese Angaben ermöglichen u. a. Untersu-
chungen über Langzeitarbeitslosigkeit, deren Aus-
maß und Struktur, sowie ihre Auswirkungen auf die 
betroffenen Haushalte und Familien. 

Zu Nummer 1 Buchstabe j 

Die Fragen an Nichterwerbspersonen sollen Auf-
schluß über die sog. stillen Reserven auf dem Ar-
beitsmarkt geben. 

Zu Nummer 1 Buchstabe k 

Die Frage nach der Aufenthaltsdauer bei Ausländern 
soll im Zusammenhang mit den Angaben nach 
Absatz 2 Nr. 2 und den weiteren Merkmalen des Mi-
krozensus Informationen über die Lebensverhält-
nisse der in Deutschland lebenden Ausländer erbrin- 
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gen. Die Angabe kann aus keiner anderen Daten-
quelle haushaltsbezogen gewonnen werden. Nur in 
dieser Kombination zusammen mit den übrigen 
Merkmalen des Mikrozensus sind z. B. Vergleiche 
zwischen Ausländer- und deutschen Haushalten und 
Analysen über den Stand des Integrationsprozesses 
möglich. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Die Angaben zur beruflichen Aus- und Fortbildung 
sowie Umschulung geben einen Überblick über die 
Qualifizierungsmaßnahmen, die der Arbeitsmarkt 
mit seinen technischen Neuerungen und sich wan-
delnden Gegebenheiten erfordert. Die Angaben er-
gänzen die Merkmale über den Ausbildungsstand 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d. Sie werden u. a. 
für supra- und internationale Darstellungen über 
Aus- und Fortbildung benötigt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

Die Flexibilisierung der Arbeitszeit wirkt sich u. a. 
durch die Einführung bzw. den vermehrten Einsatz 
von Schicht-, Wochenend-, Feiertags- sowie Nachtar-
beit aus. Als Grundlage für arbeitszeit- und tarifpoli-
tische Entscheidungen sind Informationen über diese 
Arbeitsformen unverzichtbar, wie auch zu Fragen 
der zu Hause geleisteten Erwerbsarbeit, da diese 
Form der Erwerbstätigkeit zunehmend an Bedeutung 
gewinnt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c 

Die Erhebung der Gründe für die Beendigung der 
letzten Tätigkeit bei Nichterwerbstätigen (z. B. fami-
liäre Gründe, Ruhestand, Ausbildung, Zivil- oder 
Wehrdienst) ist notwendig, um den Einfluß der Ar-
beitsmarktsituation von anderen Faktoren, die zur 
Aufgabe der Erwerbstätigkeit führen, unterscheiden 
zu können. Damit kann der Personenkreis, der sich 
bei einer besseren Arbeitsmarktsituation wieder um 
eine Erwerbstätigkeit bemühen wird, von den ande-
ren Nichterwerbstätigen abgegrenzt werden. 

Zu Nummer 2 Buchstabe d 

Die Angaben über die Situation ein Jahr vor der Er-
hebung zeigen soziale und wirtschaftliche Verände-
rungen auf. Die Angaben zur regionalen Lage des 
Wohnsitzes ermöglichen Aussagen über die Mobilität 
der Bevölkerung. Anhand der Angaben zur Erwerbs-
tätigkeit, Stellung im 'Beruf und Wirtschaftszweig 
kann die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt in Kom-
bination mit den Grundmerkmalen des Mikrozensus 
differenziert dargestellt werden. 

Zu Nummer 2 Buchstabe e 

Die Angaben zur Pflegebedürftigkeit und Pflege die-
nen insbesondere der quantitativen Abschätzung der 
mit Pflegebedürftigkeit verbundenen Morbidität so-
wie der für die Pflege jetzt und zukünftig einzuset-
zender und zu finanzierender Personal- und Sachmit-
tel. Inwieweit Leistungen einer Pflegeversicherung 
in Anspruch genommen werden, ist besonders in den 
ersten Jahren nach Einführung dieser Versicherung 

von großer Bedeutung. Ab 1999 werden die Merk-
male nur noch in vierjährlichen Abständen erfragt. 

Zu Absatz 2 

Zu Nummer 1 Buchstabe a 

Die Fragen zum Jahr des höchsten beruflichen Aus-
bildungs- oder Hochschulabschlusses und die 
Hauptfachrichtung eines Hochschulabschlusses er-
gänzen die Angaben über den Ausbildungsstand (§ 4 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a). Für eine zukunftsorien-
tierte Bildungsplanung sind Daten zur abgeschlosse-
nen Ausbildung notwendig, um z. B. die Qualifika-
tionsstruktur bestimmter Berufe oder die Arbeits-
marktchancen der Absolventen verschiedener Aus-
bildungsgänge und -richtungen aufzuzeigen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b 

Wie bei den bisherigen Erhebungen sollen Angaben 
über die Pendlerbewegungen erfragt werden, die für 
Planungszwecke, insbesondere auf den Gebieten der 
Raumordnung, Landes- und regionalen Verkehrspla-
nung erforderlich sind. 

Die Angaben dienen der Feststellung grundlegender 
Veränderungen des Pendlerverhaltens und der Fo rt

-schätzung der in der Volks- und Berufszählung er-
mittelten Pendlerströme. Sie geben Aufschluß über 
die Flexibilität der Erwerbstätigen, auch längere We-
ge bzw. höheren Zeitaufwand in Kauf zu nehmen, 
um ihre Arbeitsstelle zu erreichen. 

Die Daten sind ein wesentlicher Faktor für die Ge-
staltung der Kilometerpauschale; sie werden u. a. 
auch für Entscheidungen im Bereich der Umweltpoli-
tik benötigt. 

Zu Nummer 2 

Zahl und Alter der im Ausland lebenden Kinder 
sowie im Ausland lebende Ehegatten oder Eltern 
geben neben der nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe k 
erfragten Aufenthaltsdauer Aufschluß über die Le-
bensverhältnisse der in der Bundesrepublik Deutsch-
land lebenden Ausländer, besonders im Haushalts-
und Familienzusammenhang. 

Die Angaben sind für die Einschätzung des Nach-
zugspotentials bedeutsam und werden für die Pla-
nung benötigt. 

Zu den Nummern 3 und 4 

Zusätzlich zu den Merkmalen über die Erwerbstäti-
gen im Grundprogramm sollen wie bisher, allerdings 
nur noch im vierjährlichen Abstand, Fragen über die 
ausgeübte Tätigkeit, die Betriebs-/Werksabteilung 
sowie die Stellung im Betrieb erfragt werden. Mit ih-
rer Hilfe kann ergänzend zur beruflichen Gliederung 
ein genaueres Bild der von den Erwerbstätigen aus-
geübten Tätigkeit und damit des beruflichen Struk-
turwandels gewonnen werden. 

Zur Beurteilung der Struktur und den zeitlichen Um-
fang der zweiten Erwerbstätigkeit werden weiterhin 
Angaben über die geleistete Arbeitszeit bei einer 
zweiten Erwerbstätigkeit erfaßt. 
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Zu Absatz 3 

Zu Nummer 1 

Die Angaben zum Bestehen und der Höhe einer Le-
bensversicherung sollen die Ergebnisse über die 
Kranken- und Pflegeversicherung sowie die gesetzli-
che Rentenversicherung in größeren zeitlichen Ab-
ständen ergänzen, um ein vollständiges Bild der so-
zialen Sicherheit zu erlangen. Sie sind ferner zur Be-
urteilung der sozioökonomischen Situation der Haus-
halte von Bedeutung. 

Zu Nummer 2 

Die Art der geleisteten Schichtarbeit wird in Ergän-
zung zu den Merkmalen nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe b erfragt, um die Anforderungen des Arbeits-
marktes und deren Rückwirkung auf die Belastung 
der Erwerbstätigen und die soziale Situation der 
Haushalte untersuchen zu können. 

Die betriebliche Altersversorgung ist ein wesentli-
cher Bestandteil der Alterssicherung der Bevölke-
rung. Ergänzende Angaben über die A rt  einer be-
trieblichen Altersversorgung sind daher neben den 
Ergebnissen über die gesetzliche Rentenversiche-
rung erforderlich, um ein Gesamtbild über die soziale 
Sicherheit zu gewinnen. Die Fragen zu vermögens-
wirksamen Leistungen und dem angelegten Gesamt-
betrag werden neu in das Erhebungsprogramm auf-
genommen, da sie wichtige Aufschlüsse darüber ge-
ben, inwieweit Arbeitnehmer das Vermögensbil-
dungsgesetz nutzen und auf diesem Wege die soziale 
Sicherung durch private Vorsorge ergänzen. 

Zu Absatz 4 

Zu den Nummern 1 und 2 

Über die Entwicklung der Wohnversorgung der 
Haushalte und der Mieten sind insbesondere als 
Grundlage für wohnungspolitische Entscheidungen 
aktuelle, repräsentative und regionalisierbare Ergeb-
nisse erforderlich. 

Die Beurteilung der qualitativen Wohnversorgung er-
fordert eine differenzierte Erfassung über die Art und 
Größe des Wohnraums und der Fläche der gesamten 
Wohnung wie auch des Baualters der Wohnung. 

Fragen nach der Nutzung der Wohnung als Eigen-
tümer, Haupt- oder Untermieter ergänzen diese An-
gaben. Alter der Wohnung, Art und Größe des Wohn-
raums, Fläche der gesamten Wohnung sowie das Ein-
zugsjahr des Haushaltes sind nicht nur Faktoren zur 
Beurteilung der Wohnsituation, sondern wirken auch 
auf die Miethöhe ein. 

Da auf private Haushalte 40 v. H. des Energiever-
brauchs entfällt, konzentrieren sich auf sie Maßnah-
men zur Energieeinsparung und Umweltentlastung. 
Als Basisdaten des Energieverbrauchs werden die 
Ausstattung der Wohnung mit Heizungs- und Warm-
wasserbereitungsanlagen nach Energieträgern er-
fragt. 

Zur Beobachtung des Mietengefüges und der Miet

-

preisentwicklung sind neben der Höhe der monatli

-

chen Miete und der Nebenkosten als weitere Fakto-
ren Ermäßigung, Verbilligung oder ein Wegfall der 
Miete zu berücksichtigen. 

Zu Absatz 5 

Zu Nummer 1 

Wie bei den bisherigen Mikrozensuserhebungen sol-
len - allerdings nur noch in vierjährlichen Abständen - 
Angaben zur gesetzlichen und privaten Krankenver-
sicherung erhoben werden, die das Bild über die so-
ziale Sicherheit der Bevölkerung vervollständigen. In 
Ergänzung zu § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b werden 
Angaben zur Pflegeversicherung und zur Pflege-
leistung erfragt. Ab 1999, wenn aufgrund der zuvor 
durchgeführten jährlichen Erhebung dieser Merk-
male ausreichende Basisinformationen vorliegen, kön-
nen diese Daten, um die Belastung der Befragten zu 
reduzieren, im vierjährlichen Turnus erhoben werden. 

Zu Nummer 2 

Die Ergebnisse zu den aufgeführten Tatbeständen 
sind aus gesundheitspolitischen Gründen, u. a. für 
eine Abschätzung der Entwicklung der Gesundheits-
ausgaben, von Bedeutung. Die Fragen zu den Er-
krankungen und Unfallverletzungen sowie die Erhe-
bung von Grunddaten zur Gesundheitsvorsorge und 
Krankheitsrisiken vermitteln Erkenntnisse über den 
Gesundheitszustand der Bevölkerung und Verände-
rungen im Krankheitsgeschehen. 

Zu §5 

Zur technischen Durchführung der Mikrozensuser-
hebungen, d. h. zur vollständigen und richtigen Er-
fassung der ausgewählten Erhebungseinheiten so-
wie für evtl. Rückfragen, sind die in der Vorschrift be-
stimmten Hilfsmerkmale, die auch bei den vorausge-
henden Mikrozensuserhebungen erfragt wurden, 
notwendig. Der Name der Arbeitsstätte (§ 5 Abs. 2) 
dient ausschließlich dem Zweck, eine einheitliche 
Zuordnung der Arbeitsstätten zum jeweiligen Wirt-
schaftszweig und damit eine größere Genauigkeit 
der Ergebnisse zu gewährleisten. 

Zu § 6 

Zu Absatz 1 

Das Interview ist die bewäh rte Form der Mikrozen-
suserhebung. Dabei stellt der Erhebungsbeauftragte 
dem Befragten die vorgegebenen Fragen und über-
trägt die Antworten in die Erhebungsunterlagen. Der 
Einsatz von Erhebungsbeauftragten ist nicht nur für 
die organisatorische Durchführung des Mikrozensus 
von Bedeutung, sondern hat auch für die Befragten 
Vorteile. Die geschulten Erhebungsbeauftragten 
können schnell, korrekt und exakt die erteilten Ant-
worten aufnehmen und den Befragten, soweit erfor-
derlich, beim Umgang mit den Erhebungsunterlagen 
Hilfestellung leisten. Daneben besteht für die Befrag-
ten die Möglichkeit, die Antworten selbst schriftlich 
zu erteilen (vgl. § 8). 

Wie bei den vorausgehenden Mikrozensuserhebun

-

gen ist der Erhebungsbeauftragte berechtigt, Namen 
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und Anschrift der Haushaltsmitglieder bzw. des Woh-
nungsinhabers sowie Angaben zur Zahl der Haus-
halte in der Wohnung, der Personen im Haushalt und 
das Leerstehen einer Wohnung in die Erhebungsun-
terlagen einzutragen, um eine ordnungsgemäße 
Durchführung der Erhebung zu gewährleisten. Mit 
Einverständnis der Auskunftspflichtigen kann der Er-
hebungsbeauftragte auch weitere Eintragungen in 
die Erhebungsunterlagen vornehmen. 

Im Zuge der technischen Weiterentwicklung sind 
auch computergestützte Mikrozensuserhebungen 
vorgesehen, z. B. der Einsatz von Kleincomputern, 
die die Erhebungsbeauftragten mit sich führen, oder 
Telefoninterviews. Auch bei diesen Erhebungsver-
fahren bleibt die Möglichkeit für die Befragten, die 
Auskünfte selbst schriftlich zu erteilen, unberührt. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift bestimmt, daß den Erhebungsbeauf-
tragten eine Aufwandsentschädigung gezahlt wird, 
die im Rahmen der steuerrechtlichen Vorschriften 
steuerfrei ist. 

Zu § 7 

Zu Absatz 1 

Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand, insbesonde-
re den Erfahrungen aus den Mikrozensustesterhe-
bungen 1985 bis 1987, Untersuchungen des Statisti-
schen Bundesamtes in den Jahren 1991 bis 1993 so-
wie bei den dem Mikrozensus vergleichbaren Erhe-
bungen im Ausland und den Untersuchungen der 
empirischen Sozialforschung, ist die Beibehaltung 
der Auskunftspflicht für das Kernprogramm des Mi-
krozensus erforderlich, um die notwendige hohe 
Qualität der Ergebnisse zu erreichen. 

Zu Absatz 2 

Zu Nummer 1 

Leben in einem Haushalt minderjährige oder volljäh-
rige Personen, die wegen einer Behinderung nicht 
Auskunft geben können, so unterliegen sie keiner ei-
genen Auskunftspflicht. Die Angaben über diese 
Personen können von Vertrauenspersonen gemacht 
werden. Werden von einer Vertrauensperson keine 
Auskünfte erteilt, so ist jedes andere auskunftspflich-
tige Haushaltsmitglied auskunftspflichtig. 

Besondere Regelungen gelten für Gemeinschafts-
und Anstaltsunterkünfte. Der Leiter der Einrichtung 
ist für die Personen auskunftspflichtig, die wegen ei-
ner Behinderung oder wegen Minderjährigkeit selbst 
nicht Auskunft geben können und für die keine Aus-
künfte durch eine Vertrauensperson erteilt werden. 

Zu Nummer 3 

Die Auswahl nach dem Prinzip der Flächenstichprobe 
bedingt, daß die ausgewählte Fläche bzw. der Aus-
wahlbezirk für die Einbeziehung in den Mikrozensus 
maßgeblich ist. Nach der Berichtswoche aus dem Aus-
wahlbezirk verzogene Personen sind nicht mehr er-
reichbar. An ihrer Stelle ist auskunftspflichtig, wer 
nach Beginn der Erhebung in dem Auswahlbezirk 

wohnt, auch wenn diese Person erst nach der Berichts-
woche der Erhebung zugezogen ist. Dieses Verfahren 
gewährleistet die Repräsentativität der Ergebnisse. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift bestimmt die Merkmale, deren Beant-
wortung freiwillig ist. 

Zu § 8 

Zu Absatz 1 

Den Befragten wird grundsätzlich die Wahlmöglich-
keit eingeräumt, die Beantwortung der in den Erhe-
bungsunterlagen enthaltenen Fragen mündlich ge-
genüber dem Erhebungsbeauftragten oder schriftlich 
gegenüber der Erhebungsstelle vorzunehmen. Eine 
Ausnahme besteht lediglich für Name und Anschrift 
der Haushaltsmitglieder sowie des Wohnungsinha-
bers (§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4), die Zahl der Haus-
halte in der Wohnung und die Zahl der Personen im 
Haushalt, die die vom Erhebungsbeauftragten ange-
troffenen Auskunftspflichtigen auf Verlangen münd-
lich mitzuteilen haben, um eine ordnungsgemäße 
Durchführung der Erhebung zu ermöglichen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift legt die Abgabemodalitäten bei schrift-
licher Beantwortung durch die Befragten fest. 

Zu §9 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Wie im Vorläufergesetz wird festgelegt, daß die Hilfs-
merkmale nach Abschluß der manuellen Aufberei-
tung der erhobenen Daten vor Übernahme auf maschi-
nelle Datenträger von den Erhebungsmerkmalen zu 
trennen und gesondert aufzubewahren sind. Sie sind 
nach Abschluß der Aufbereitung der letzten Folgeer-
hebung mit den Erhebungsunterlagen zu vernichten. 

Zu Absatz 3 

Ordnungsnummern dienen dazu, im Auswahlbezirk 
einzelne Erhebungseinheiten voneinander zu unter-
scheiden und sie den jeweils übergeordneten Einhei-
ten (Gebäude, Wohnungs- und Haushaltszugehörig-
keit) zuzuordnen. Dazu werden in der Regel laufende 
Nummern vergeben. Diese Numerierung ist für die 
ordnungsgemäße Durchführung der Erhebung erfor-
derlich. Für die statistische Aufbereitung müssen die 
Ordnungsnummern zur Verfügung stehen, bis die 
Zusammenhänge zwischen den Einheiten feststehen. 
Da für Längsschnittanalysen Aufbereitungen von bis 
zu vier Erhebungen eines Zyklus notwendig sind, 
können die Ordnungsnummern erst nach Abschluß 
der letzten dieser Aufbereitungen gelöscht werden. 
Durch die Verwendung identischer Haushaltsnum-
mern über die vier Befragungszyklen hinweg lassen 
sich verbesserte und rationellere Kompensationsver-
fahren für Ausfälle einsetzen und damit Qualitätsver-
besserungen erzielen. Die Kombinationsvielfalt des 
Mikrozensus kann damit erheblich ausgeweitet und 
die Darstellung von Bruttoströmen und ihre Verände-
rungen können sichtbar gemacht werden. 
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Zu Absatz 4 

Bei der Durchführung der Folgebefragungen gemäß 
§ 3 ist der Rückgriff auf die in Absatz 4 genannten 
Merkmale für die qualitative Absicherung der Befra-
gungen und die Aussagefähigkeit von Längsschnitt-
auswertungen erforderlich. Die qualifizierten Adres-
sen können darüber hinaus für die Gewinnung von 
Teilnehmern an der Statistik der Wirtschaftsrech-
nung privater Haushalte und andere Erhebungen auf 
freiwilliger Basis verwendet werden. Diese Nutzung 
eröffnet Rationalisierungsmöglichkeiten und damit 
Kosteneinsparungen bei Erhebungen mit freiwilliger 
Auskunft. 

Zu § 10 

Wie bereits im Mikrozensusänderungsgesetz von 1990 
werden für den Mikrozensus die Bußgeldvorschriften 
des Bundesstatistikgesetzes außer Kraft gesetzt. 

Zu § 1 1 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt, daß die Meldebehörden ei-
nige Grunddaten aus dem Melderegister an die zu-
ständigen statistischen Ämter der Länder übermit-
teln. Die Daten sind für die organisatorische Vorbe-
reitung und Durchführung der Erhebungen, insbe-
sondere für die Vollzähligkeitsprüfung, zur Feststel-
lung der Auskunftspflicht sowie eine bürgernahe 
und zweckdienliche Information der zu Befragenden 
erforderlich und ermöglichen den Erhebungsbeauf-
tragten, die in den Auswahlbezirken zu Befragenden 
besser aufzufinden. 

Zu Absatz 2 

Für den Mikrozensus sind durch mathematische Zu-
fallsverfahren letztmals Auswahlbezirke auf der 
Grundlage der Volkszählung 1987 ausgewählt wor-
den. Neubaugebiete, die nach diesem Zeitpunkt ent-
standen sind, müssen durch ein ergänzendes Aus-
wahlverfahren in den Mikrozensus einbezogen wer-
den, damit die Erhebung repräsentativ bleibt und die 
aktuellen Verhältnisse zutreffend abgebildet werden. 
Um diese Neubaugebiete erfassen zu können, ist 
eine Nutzung der bezeichneten Daten aus der Bautä-
tigkeitsstatistik erforderlich. 

Zu § 12 

Wie bereits im Vorläufergesetz vorgesehen, ermög-
licht § 12 des Gesetzes, die durch Verordnung der 
Europäischen Gemeinschaften für alle Mitgliedstaa-
ten der EG vorgeschriebenen jährlichen Stichproben-
erhebungen über Arbeitskräfte gemeinsam mit dem 
Mikrozensus durchzuführen. Jährliche Arbeitskräfte-
stichproben in der Gemeinschaft werden durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 3711/91 des Rates vom 16. De-
zember 1991 (ABl. der EG Nr. L 351, 1) angeordnet. 
Durch die gemeinsame Durchführung der Erhebun-
gen werden die Befragten entlastet und der Erhe-
bungsaufwand sowie die Kosten erheblich reduziert. 

Zu Artikel 2 

Das Bundesstatistikgesetz enthält keine abschließen

-

de Regelung, mit welchen Erhebungsinstrumenten 

die Bundesstatistiken durchzuführen sind und in 
welcher Form die Antwort erteilt werden kann. 

Die §§ 11 und 14 bzw. § 15 Abs. 4 und 5 des Bundes-
statistikgesetzes enthalten spezielle Regelungen für 
die Verwendung von Erhebungsvordrucken bzw. 
den Einsatz von Erhebungsbeauftragten, schließen 
jedoch nicht die Möglichkeit anderer Erhebungsme-
thoden aus. 

Die ergänzende Vorschrift dient der Klarstellung, daß 
Erhebungen auch in computergestützter Form durch-
geführt werden können, z. B. durch den Einsatz trag-
barer Computer, Telefoninterviews, bei denen die 
Antworten der Befragten direkt von den die Erhe-
bung durchführenden statistischen Ämtern der Län-
der oder des Bundes in einen Computer eingegeben 
werden. Es wird ferner klargestellt, daß bei dieser 
Form des Erhebungsverfahrens die Befragten die 
Möglichkeit haben, ihre Antwort auch schriftlich zu 
erteilen, soweit in einer einzelstatistischen Rechtsvor-
schrift keine abweichende Regelung der Auskunfter-
teilung getroffen wird. 

Im Rahmen der nach § 17 des Bundesstatistikgeset-
zes vorzunehmenden schriftlichen Unterrichtung 
werden die Befragten über die Art der Erhebung und 
die verschiedenen Möglichkeiten der Antwortertei-
lung informiert. 

Zu Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des neuen 
Gesetzes und das Außerkrafttreten des Mikrozensus-
gesetzes vom 10. Juni 1985 (BGBl. I S. 955), geändert 
durch das Gesetz vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2837). 

C. Kosten 

Nach einer gemeinsam vom Statistischen Bundesamt 
und den Statistischen Landesämtern durchgeführten 
Kostenschätzung entstehen durch das Mikrozensus-
gesetz folgende Kosten nach dem Kostenstand Sep-
tember 1994; 

Durchschnittlich jährliche Kosten in DM 

Bereiche persönlich sächlich zusammen 

Statistische 
Landesämter 	 17 400 000 12 200 000 29 600 000 

Statistisches 
Bundesamt 	 1 548 700 336 300 1 885 000 

Insgesamt 	 18 948 700 12 536 300 31 485 000 

Hinzu kommen einmalige Kosten für die Verbund-
programmierung bei Bund und Ländern in Höhe von 
915 000 DM. 

Die beim Bund - Kapitel 06 08 - anfallenden Kosten 
werden aus laufenden Haushaltsmitteln des Statisti-
schen Bundesamtes aufgebracht. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind bei 
dieser Befragung privater Haushalte nicht zu erwar-
ten. 



Drucksache 13/3107 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 691. Sitzung am 24. No-
vember 1995 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf ge-
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

Zu Artikel 2 (§ 17 Abs. 2 - neu - BStatG) 

Artikel 2 ist nach dem Eingangssatz wie folgt zu fas-
sen: 

,1. Es wird folgender § 11 a neu eingefügt: 

„ Wortlaut wie Regierungsentwurf " 

2. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Die zu Befragenden sind durch Über-
sendung von Erhebungsbögen oder sonst in 
geeigneter Weise vorab schriftlich zu unter- 

richten, falls die Erhebung fernmündlich erfol-
gen soll." ' 

Begründung 

Nach der Begründung des Gesetzentwurfs soll 
es künftig möglich sein, computergestützte Er-
hebungen auch fernmündlich durchzuführen. 
Bei dieser Erhebungsform ist es Erhebungsbe-
auftragten naturgemäß nicht möglich, sich ent-
sprechend § 14 Abs. 3 Satz 2 des Bundesstati-
stikgesetzes bei der Ausübung ihrer Tätigkeit 
ordnungsgemäß auszuweisen. Es muß verhin-
dert werden, daß sich andere Personen unter 
dem Vorwand statistischer Erhebungen Daten 
insbesondere aus dem persönlichen Lebensbe-
reich Betroffener verschaffen. Die zu Befragen-
den müssen deshalb durch Vorabinformation 
in die Lage versetzt werden, bei fernmündli-
chen Befragungen zumindest eine Plausibili-
tätsprüfung über deren Berechtigung anstellen 
zu können. 


